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Betr.: Empfehlung fir eine EMPFEHLUNG DES RATES zum nationalen
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Die Delegationen erhalten in der Anlage den von verschiedenen Ausschiissen des Rates
iiberarbeiteten und gebilligten Entwurf einer Empfehlung des Rates, der auf dem

Kommissionsvorschlag COM(2017) 515 final beruht.
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EMPFEHLUNG DES RATES

vom...

zum nationalen Reformprogramm Luxemburgs 2017

mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilititsprogramm Luxemburgs 2017

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestlitzt auf den Vertrag liber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iiber den Ausbau der

haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der

Wirtschaftspolitikenl, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Berlicksichtigung der EntschlieBungen des Européischen Parlaments,

unter Berlicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europédischen Rates,

nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

! ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

3)

“4)

Am 16. November 2016 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht an, mit dem das
Européische Semester filir wirtschaftspolitische Koordinierung 2017 eingeleitet wurde. Die
Prioritdten des Jahreswachstumsberichts wurden am 9./10. Médrz 2017 vom Européischen Rat
gebilligt. Am 16. November 2016 nahm die Kommission auf der Grundlage der Verordnung
(EU) Nr. 1176/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates? den Warnmechanismus-
Bericht an, in dem sie Luxemburg nicht als einen der Mitgliedstaaten nannte, fiir die eine
eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei. Am selben Tag nahm die Kommission auch eine
Empfehlung fiir eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wéhrungsgebiets
an, die am 9./10. Mérz 2017 vom Européischen Rat gebilligt wurde. Am 21. Mérz 2017 nahm
der Rat die Empfehlung zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets (im Folgenden
"Empfehlung fiir das Euro-Wiahrungsgebiet") an”.

Als Mitgliedstaat, dessen Wahrung der Euro ist, und angesichts der engen Verflechtungen
zwischen den Volkswirtschaften in der Wirtschafts- und Wéahrungsunion sollte Luxemburg
die vollstindige und fristgerechte Umsetzung der Empfehlung fiir das Euro-Wahrungsgebiet,
die in der nachstehenden Empfehlung 2 Niederschlag findet, sicherstellen.

Der Lénderbericht 2017 fiir Luxemburg wurde am 22. Februar 2017 verdffentlicht. Darin
wurden die Fortschritte Luxemburgs bei der Umsetzung der ldnderspezifischen Empfehlungen
des Rates vom 12. Juli 2016, bei der Umsetzung der ldnderspezifischen Empfehlungen der
Vorjahre und bei der Verwirklichung seiner nationalen Ziele im Rahmen von Europa 2020

bewertet.

Am 28. April 2017 tibermittelte Luxemburg sein nationales Reformprogramm 2017 und sein
Stabilitatsprogramm 2017. Um wechselseitigen Zusammenhéngen Rechnung zu tragen,

wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
16. November 2011 iiber die Vermeidung und Korrektur makro6konomischer
Ungleichgewichte (ABI. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).

ABI. C 92 vom 24.3.2017, S. 1.
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(6)

Die einschldgigen ldnderspezifischen Empfehlungen wurden bei der Programmplanung der
Europdischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) fiir den Zeitraum 2014-2020
berticksichtigt. GeméR Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europidischen
Parlaments und des Rates* kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner
Partnerschaftsvereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung von
Anderungsvorschligen auffordern, wenn dies fiir die Férderung der Umsetzung der
einschldgigen Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fiir die Anwendung
von Mallnahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirksamkeit der ESI-Fonds
und der ordnungsgeméfen wirtschaftspolitischen Steuerung hat die Kommission erldutert, wie

sie diese Bestimmung anzuwenden gedenkt.

Luxemburg befindet sich derzeit in der praventiven Komponente des Stabilitdts- und
Wachstumspakts. In ithrem Stabilitdtsprogramm 2017 sieht die Regierung vor, den
Gesamtiiberschuss von 1,6 % des BIP im Jahr 2016 auf 0,2 % des BIP im Jahr 2017 zu
verringern und den Uberschuss anschlieBend kontinuierlich bis auf 1,2 % des BIP im

Jahr 2021 zu erhdhen. Das mittelfristige Haushaltsziel — ein strukturelles Defizit von 0,5 %
des BIP — wird im gesamten Programmzeitraum weiterhin mit Abstand erfiillt. Dem
Stabilitiatsprogramm 2017 zufolge wird die gesamtstaatliche Schuldenquote weit unter dem
im Vertrag festgesetzten Referenzwert von 60 % des BIP verbleiben. Das diesen
Haushaltsprojektionen zugrunde liegende makrodkonomische Szenario ist plausibel, mit
Ausnahme des Jahres 2018, in dem es ausgesprochen glinstig ist, und des Jahres 2021, in dem
es ausgesprochen vorsichtig ist. Ausgehend von der Friihjahrsprognose 2017 der Kommission
diirfte der strukturelle Saldo voraussichtlich einen Uberschuss von 0,4 % des BIP im

Jahr 2017 und von 0,1 % des BIP im Jahr 2018 verzeichnen, womit er weitgehend mit dem
Stabilitdtsprogramm 2017 iibereinstimmen und {iber dem mittelfristigen Haushaltsziel liegen
wiirde. Insgesamt ist der Rat der Auffassung, dass Luxemburg die Bestimmungen des

Stabilitdts- und Wachstumspakts in den Jahren 2017 und 2018 voraussichtlich erfiillt.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, den Europiischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den
Europédischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums und den
Europédischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den
Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Européischen Meeres- und Fischereifonds und zur Authebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
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(7) Angesichts des prognostizierten Anstiegs der alterungsbedingten Kosten gibt es nach wie vor
Bedenken beziiglich der langfristigen Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen. Im Rahmen
der Rentenreform von 2012 soll nach ihrer Verabschiedung alle fiinf Jahre ein Kontroll- und
Bewertungsverfahren beziiglich der Nachhaltigkeit des Rentensystems durchgefiihrt werden.
Die Regierung zog die erste diesbeziigliche Bewertung auf das Jahr 2016 vor. Wenngleich die
Priifung ergab, dass das Rentensystem noch immer regelmiBige Uberschiisse erzielt, mit
denen sich betrichtliche Rentenriicklagen akkumulieren lassen, ist davon auszugehen, dass
das Rentensystem ab dem Jahr 2023 einen negativen operativen Saldo im Verhéltnis der
Leistungen zu den Beitrégen erzeugt. Nach den jiingsten revidierten Eurostat-Bevdlkerungs-
prognosen wird der prognostizierte Bevolkerungszuwachs geringer ausfallen als erwartet.
Dies wird Auswirkungen auf die Abhdngigkeitsquote haben, die schneller ansteigen wird als
erwartet, und zu einem hoheren prognostizierten Anstieg der 6ffentlichen Rentenausgaben
fiihren. Keinerlei Fortschritte gab es bei der vom Rat 2016 empfohlenen Kopplung des
gesetzlichen Renteneintrittsalters an die Lebenserwartung. Luxemburg ist der einzige
EU-Mitgliedstaat, in dem keine Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters fiir den
Zeitraum 2013-2060 festgelegt wurde. Fiir Luxemburg wird der hochste Anstieg des Anteils
der abhéngigen Bevolkerung in der Union bis 2060 prognostiziert. Bei den Vorruhestands-
regelungen hat Luxemburg begrenzte Fortschritte erzielt. Im Juli 2015 wurde dem Parlament
ein Gesetzentwurf zur Anderung der Vorruhestandsregelungen vorgelegt, wo er derzeit noch
anhéngig ist. Generell ist der Vorruhestand nach wie vor weit verbreitet und es gibt nur
bedingt Anreize fiir einen ldngeren Verbleib in der Berufstitigkeit. Nach der Revision der
demografischen Prognosen ergeben sich fiir Luxemburg weitere Risiken im Zusammenhang
mit den Ausgaben fiir die Langzeitpflege, die bereits jetzt prozentual zum BIP zu den
hochsten Ausgaben in der EU gehdren und bis 2060 von derzeit 1,5 % auf 3,2 % des BIP
steigen (und sich damit mehr als verdoppeln) diirften. Ein Projekt zur Reformierung der

Pflegeversicherung wird derzeit vom Parlament erortert.
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Die luxemburgischen Behorden haben eine weitreichende Steuerreform angenommen, die im
Januar 2017 in Kraft trat. Mit der Reform wurden insbesondere Anderungen im Bereich der
direkten Besteuerung von Privatpersonen und Unternehmen vorgenommen, um den
Korperschaftsteuersatz (zur Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit) schrittweise abzusenken
und eine progressivere Einkommensteuer (fiir mehr Gerechtigkeit) einzufiihren. Gleichzeitig
konnte die Erhhung bestimmter Steuerausgaben zu einer Verengung der Steuerbemessungs-
grundlage fiihren. Um die Vorhersehbarkeit der Steuereinnahmen zu verbessern, konnte der
noch vorhandene Handlungsspielraum genutzt werden, um die Steuerbemessungsgrundlage
zu verbreitern. Dies kdnnte insbesondere durch eine Umgestaltung der derzeit niedrigen
Besteuerung von Wohnraum und eine verstirkte Nutzung alternativer Quellen erreicht
werden, wozu auch eine bessere Abstimmung zwischen den Umweltsteuern und den Zielen

zur Diversifizierung der Wirtschaft zdhlen konnte.

Im Bewusstsein der Risiken, die mit der starken Abhéngigkeit vom Finanzsektor einhergehen,
haben die luxemburgischen Behdrden liber mehrere Jahrzehnte hinweg aktiv versucht, die
Wirtschaft zu diversifizieren. Eine zentrale langfristige Herausforderung besteht nach wie vor
darin, die Abhéngigkeit der Wirtschaft vom Finanzsektor zu verringern. Dazu miissen auf die
Diversifizierungsanalyse spezifische Mallnahmen mit einem klar definierten Zeitplan folgen.
Aufgrund der hohen Arbeitskosten in Luxemburg steckt das Potenzial zur ErschlieBung
alternativer Wachstumsquellen in Tatigkeitsfeldern mit einer hoheren Wertschopfung. Eine
erfolgreiche Diversifizierung der luxemburgischen Wirtschaft hingt daher weitgehend von
den Sektoren ab, die weniger empfindlich auf das Niveau der Arbeitskosten reagieren. Hierbei
handelt es sich zumeist um die technologie- und wissensintensiven Bereiche Forschung und
Innovation. Auch eine Verringerung oder Beseitigung der Investitions- und
Innovationshemmnisse, die der wirtschaftlichen Entwicklung im Wege stehen, wiirde
Innovationspotenzial freisetzen und die Diversifizierung fordern. Wéhrend die 6ffentlichen
Investitionen tiber dem Durchschnitt des Euro-Wahrungsgebiets liegen, werden immer noch
zu wenig private Investitionen getitigt. Ein hohes Investitionsniveau ist fiir die

Wachstumsaussichten des Landes jedoch unerlisslich.
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(10) Ein weiterer Ausbau des bereits florierenden nichtfinanziellen Dienstleistungssektors konnte
ebenfalls zur Diversifizierung der Wirtschaft beitragen. Bei den Unternehmensdienst-
leistungen gibt es nach wie vor hohe regulierungsbedingte Hiirden, insbesondere fiir
Buchhalter, Architekten, Ingenieure und Rechtsanwilte. Bei all diesen Berufen liegt die
Unternehmensfluktuation sowohl unter dem Unionsdurchschnitt als auch unter dem
Durchschnitt fiir die Gesamtwirtschaft. Die fiir diese Berufe bestehenden Beschrankungen
konnten sich somit negativ auf die Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen in Luxemburg
auswirken. Die Hindernisse entstehen insbesondere dadurch, dass ein breites Tatigkeitsfeld
Architekten vorbehalten ist, einfache Aufgaben wie z. B. Vorginge der Lohn- und
Gehaltsbuchhaltung oder die Erstellung von Steuererkldrungen von hoch qualifizierten
Fachkréften wahrgenommen werden miissen und die Rechtsberatung Rechtsanwilten
vorbehalten ist. Hinzu kommen Vorgaben hinsichtlich der Rechtsform und der Beteiligung
am Gesellschaftskapital, Unvereinbarkeitsregeln und multidisziplindre Beschrankungen,
denen Rechtsanwilte unterliegen und die moglicherweise nicht im Verhéltnis zu den
Grundprinzipien — etwa der Unabhéngigkeit des Berufs — und den entsprechenden

Aufsichtsmechanismen stehen.

(11) Um negative Auswirkungen zu vermeiden, miissen zielgerichtete aktive arbeitsmarkt-
politische MaBnahmen und Programme fiir lebenslanges Lernen eingeleitet werden, allen
voran flir dltere Arbeitnehmer, deren Beschéftigungsquote nach wie vor zu den niedrigsten in
der Union gehort. Es wurden bereits Maflnahmen getroffen, um die Beschaftigungsfiahigkeit
dieser Zielgruppe und ihre Bindung an den Arbeitsmarkt zu verbessern. Seit dem 1. Januar
2016 ist ein Gesetz zur Wiedereingliederung von Arbeitnehmern mit eingeschrankter
Arbeitstahigkeit in Kraft, das diesen Arbeitnehmern mehr Moglichkeiten fiir einen ldngeren
Verbleib am Arbeitsmarkt bietet. Eine umfassende Strategie, bei der die Sozialpartner
angehort wurden, steht allerdings noch aus. Der sogenannte ,,Alterspakt®, der dem Parlament
im April 2014 vorgelegt wurde, wurde immer noch nicht verabschiedet. Mit diesem
Gesetzentwurf sollen Anreize fiir Unternehmen mit mehr als 150 Beschiftigten geschaffen
werden, damit diese éltere Arbeitnehmer weiter beschéftigen. Damit diese Mafinahmen
greifen, ist es zur Forderung dlterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch kiinftig
wichtig, WeiterbildungsmafBinahmen in Form von gezielten aktiven arbeitsmarktpolitischen
MafBnahmen und Programmen fiir lebenslanges Lernen anzubieten. Um den vollen Nutzen aus
der Digitalisierung zu ziehen und wettbewerbsfahig zu bleiben, sind Investitionen in die

Kompetenzentwicklung unerlésslich.
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(12) Um dem Wohnraummangel entgegenzuwirken, wurde ein umfassendes MaBBnahmenpaket
erlassen, dessen tatsdchliche Auswirkungen allerdings noch nicht abzusehen sind. Eine der
grofBten Hiirden bei der Vergroflerung des Wohnraumangebots sind anscheinend die
mangelnden Moglichkeiten, auf das zumeist im Besitz von Privatpersonen befindliche
Bauland zuzugreifen. Das begrenzte Wohnangebot hat zusammen mit einer soliden Nachfrage
die Preise fiir Wohnimmobilien kontinuierlich in die Hohe getrieben. Das erklért u. a. die
zunehmende Verschuldung der Privathaushalte, die vorwiegend mit Hypothekenkrediten
zusammenhangt. Trotz erheblicher Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur stellt auch die
Verkehrsiiberlastung nach wie vor eine Herausforderung dar. Dies gilt umso mehr, da bedingt
durch die Steuerpolitik der Nachbarldnder Grenzgénger davon abgehalten werden, moderne
Arbeitsformen, wie etwa Telearbeit, in Anspruch zu nehmen. Sowohl die Wohnraum- als
auch die Mobilitatsproblematik diirften die Bemithungen um Diversifizierung der Wirtschaft
und Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit zusdtzlich belasten. Auch konnten sie hinderlich

sein, wenn es darum geht, hoch qualifizierte Arbeitskréfte fiir den Arbeitsmarkt zu gewinnen.

(13) Im Rahmen des Europdischen Semesters 2017 hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Luxemburgs umfassend analysiert und diese Analyse im Landerbericht 2017 verdffentlicht.
Sie hat auch das Stabilititsprogramm 2017, das nationale Reformprogramm 2017 sowie die
MaBnahmen zur Umsetzung der an Luxemburg gerichteten Empfehlungen der Vorjahre
bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer tragfdahige Haushalts-,
Sozial- und Wirtschaftspolitik in Luxemburg beriicksichtigt, sondern angesichts der
Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische Steuerung der Union insgesamt durch auf
Unionsebene entwickelte Vorgaben fiir kiinftige nationale Entscheidungen zu verstérken,

auch deren Ubereinstimmung mit Vorschriften und Leitlinien der Union beurteilt.

(14) Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitdtsprogramm 2017 gepriift und
ist zu der Auffassung’ gelangt, dass Luxemburg den Stabilitits- und Wachstumspakt

voraussichtlich einhalten wird.

3 Gemail Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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EMPFIEHLT, dass Luxemburg 2017 und 2018

1. die Diversifizierung der Wirtschaft, unter anderem durch die Beseitigung von Investitions-
und Innovationshemmnissen, vorantreibt; regulierungsbedingte Hiirden bei

Unternehmensdienstleistungen abbaut;

2. die langfristige Tragfahigkeit des Rentensystems gewdhrleistet, die Mdglichkeiten fiir den
Eintritt in den Vorruhestand beschriankt und die Beschéftigungsquote élterer Arbeitnehmer

erhoht.

Geschehen zu Briissel am [...]
Im Namen des Rates

Der Prdsident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

